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Die Neurochirurgie in Innsbruck platzt derzeit aus allen Nähten. Weltruf, 
Routine und Notfälle sorgen für lange Wartezeiten. Foto: Keystone

Grugger-Effekt 
löst Ansturm auf 
Neuro-Klinik aus

Von Peter Nindler

Innsbruck – Die Bilder von 
Skiass Hans Grugger gingen 
um die Welt. Sowohl jene von 
seinem grauenhaften Sturz 
im Jänner auf der Kitzbühe-
ler Streif als auch jene aus der 
Klinik. Dort hat man ihm das 
Leben gerettet und ihn ins Le-

ben zurückgeführt. Danach 
schossen die Patientenzahlen 
an der Neurochirurgie in die 
Höhe, die Bürden einer Klinik 
mit Weltruf machten sich be-
merkbar. Seit Wochen kommt 
es deshalb zu langen Warte-
zeiten bei neurochirurgischen 
Eingriffen, weil ja auch viele 
Notfälle rund um die Uhr be-
treut werden müssen. 

Gestern ging die Landes-
krankenhausgesellschaft Tilak 
in die Offensive, um mögli-
chen Ärgernissen und Irrita-
tionen vorzubeugen. „Keine 
Patientin und kein Patient 
muss sich Sorgen machen, 
dass dringende Operationen 
verschoben werden“, erklärte 
der Chef der Neurochirurgie 
Claudius Thomé. Bei ande-
ren, planbaren Eingriffen, wie 
zum Beispiel Bandscheiben-
operationen, könne es derzeit 
aber zu unangenehmen War-

tezeiten kommen. So muss-
ten auch schon bestellte Pa-
tienten wieder nach Hause 
geschickt werden.

Verschärft wird die Situati-
on zudem dadurch, dass neu-
rochirurgische Eingriffe be-
sonders kompliziert sind und 
lange dauern. Dazu die ärzt-
liche Direktorin Alexandra 
Kofler: „In der Neurochirurgie 
kommen derzeit mehrere Fak-
toren zusammen, die an sich 
kein Problem darstellen, in 
dieser Konstellation aber die 
Terminvergabe massiv beein-
trächtigen.“ Deshalb hat die 
Krankenhausführung gehan-
delt. Wartezeiten bis zu sechs  
Monaten will man den Patein-
ten nicht mehr zumuten.

Vorerst soll einmal die Ter-
minorganisation verbessert 
werden. Doch das wäre nur ein 
Tropfen auf den heißen Stein. 
Zusätzliche OP-Kapazitäten 
sind dringend notwendig, es 
benötigt einen weiteren Ope-
rationssaal. „Diese Maßnah-
men werden die Wartesitua-
tion für unsere Patientinnen 
und Patienten längerfristig 
verbessern. Die aktuelle War-
teliste bedingt allerdings, dass 
alle Aktionen, die wir jetzt set-
zen, erst in einigen Monaten 
spürbar sein werden“, bittet 
Thomé um Verständnis. Laut 
Tilak ist der Patientenansturm 
auch auf Thomé selbst zu-
rückzuführen. „Wir haben mit 
Prof. Thomé einen Klinikchef 
bekommen, der in der Neuro-
chirurgie einen herausragen-
den Ruf genießt und der ein 
ausgezeichneter Operateur 
ist“, streut ihm die ärztliche 
Direktorin Alexandra Kofler 
Rosen.  

Bis zu einem halben Jahr müssen 
Patienten auf einen Operationstermin an 
der Neurochirurgie warten. Und einige 

OP-Termine wurden sogar abgesagt.

Diese Maßnahmen 
werden die Wartesi-

tuation für unsere Pati-
entinnen und Patienten 
längerfristig 
verbessern.“

Claudius 
Thomé
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Staatssekretär Kurz: „Ich bin 
kein Freund von Quoten“

Von Miriam Sulaiman

Innsbruck – Erwartungen 
gab es an den Integrations-
staatsekretär Sebastian Kurz 
gestern im Tiroler Integrati-
onszentrum viele. Er schickte 
aber gleich voraus: Die große 
Weltformel zur Lösung der 
Integrationsprobleme habe 
er nicht. Zudem erinnert er: 
Das Staatssekretariat ist neu 
und bisher habe noch nie ein 
so junger Mensch wie er solch 
ein Amt übernommen. Die 
kritischen Stimmen darüber 
legt er sogleich positiv aus: 
„Wir haben den medialen 
Scheinwerfer auf der Sache 
und die Chance, ihn auf Posi-
tivbeispiele zu lenken.“ 

Er möchte sich jedenfalls 
einen Überblick über die Si-
tuation in Tirol verschaffen, 
worüber sich der Leiter des 
Integrationszentrums Niko-
laus Meze freute. Die Exper-
ten berichten über ihre Erfah-
rungen. So mancher Hinweis 
auf noch unbewilligte Projek-
te darf dabei nicht fehlen. An-
gesprochen wird etwa auch, 
dass Frauen, die schon länger 
hier leben und eingebürgert 
sind, bestimmte Alphabeti-
sierungskurse nicht besuchen 
dürfen. Das wird sogleich no-
tiert. Am Ende will Kurz die 
„Hotspots in Tirol“ wissen. 
Die Caritas verweist darauf, 
dass überall, wo es soziale 
Probleme gibt, sofort die Aus-
länder als Schuldige bezeich-
net werden. Kufstein und 
Wörgl werden als Problem- 
orte genannt. Und auf die 
Causa Wohnen verweist Ger-
hard Hetfleisch vom ZeMiT. 

Die Situation sei von Bun-

desland zu Bundesland un-
terschiedlich, erklärt Kurz. 
Deswegen sollten verpflich-
tende Deutschkenntnisse 
für den Erhalt von gemein-
nützigen Wohnungen nicht 
von Bundesseite verordnet 
werden, meint er: „Ich denke 
auch weniger an Sanktionen, 
sondern achte auf das Fun-
dament. Deutschkenntnisse 
sind das Wichtigste für gelun-
gene Integration.“ Er möchte 
jedenfalls eine positive Stim-
mung verbreiten. 

Auch hinsichtlich Migran-
tenquoten zeigt er sich zu-
rückhaltend, egal ob in Kin-

derbetreuungseinrichtungen, 
Schulen oder Wohnhäusern: 
„Ich bin kein Freund von 
Quoten.“ Dabei führt er sein 
bekanntes Argument an: „Wir 
müssen bei den Deutsch-
kenntnissen ansetzen.“ 

Bezüglich seiner eigenen 
Kenntnisse im Bereich Inte-
gration erklärt er: „Integrati-
on ist nicht Atomphysik. Ich 
kann auf sehr viel Knowhow 
zurückgreifen.“ Und wie au-
thentisch ist man nach Poli-
tikerschulungen noch? „Die, 
die mich kennen, wissen, 
dass ich ganz genau so rede 
wie vor vier Wochen.“ 

Integrationsexperten trafen auf Staatssekretär Kurz. Dieser will das Thema 
nicht über Migrantenquoten angehen. Persönlich habe er sich nicht verändert.

Der Leiter des Tiroler Integrationszentrums Nikolaus Meze (links) und der Geschäftsführer der Wörgler Institution 
Kayahan Kayar (rechts) legten Staatssekretär Sebastian Kurz die Situation dar. Foto: Murauer

Innsbruck – Tirols Landes­
volksanwalt Josef Hauser hat­
te aufgrund des Anstiegs der 
Delogierungsfälle Alarm ge­
schlagen. Die Folge: Ein Aus­
bau der Anwaltschaft steht 
an. Auch von einer Neustruk­

turierung ist nun die Rede. 
Mit dem Umzug der Heim­

anwältin, des Umweltan­
walts, des Patientenanwalts, 
der Kinderanwältin und der 
Antidiskriminierungsbeauf­
tragten unter ein Dach in der 

Innsbrucker Meraner Straße 
hat Landtagspräsident Her­
wig van Staa nämlich noch ei­
ne andere Überlegung: „Man 
könnte die Anwaltschaften 
konzentrieren. Alle personen­
bezogenen Einrichtuingen 
könnten zusammengezogen 
werden, dem gegenüber steht 
die Umweltanwaltschaft.“ 
Van Staa ist überzeugt, dass 
sowohl der Rechnungshof als 
auch die Anwaltschaften aus­
gebaut werden müssen. 

Im Zuge eines Rechtsgut­
achtens wurde die Konzent­
rierung bereits unter die Lupe 
genommen. Auf Grundlage 
der bestehenden Gesetze sei 
das Vorhaben derzeit nur teil­
weise möglich. Die Diskussi­

on müsse für van Staa aber 
von den Parteien geführt wer­
den. „Man würde die Bedeu­
tung der Anwaltschaft damit 
heben“, ist er überzeugt.

Für Hauser ist viel auch be­
reits durch die örtliche Zu­
sammenführung passiert. 
Über eine Internetdatenbank 
werde den Tirolern aktuell 
gezeigt, wer ihnen wie helfen 
könne. Dass der Volksanwalt 
jedenfalls bei Delogierungen 
zur Seite steht, dürfte immer 
bekannter werden. Die Zahl 
der Hilfssuchenden hat sich 
in diesem Jahr bereits verdop­
pelt. „Fast jeden Tag kommt 
jemand, dem eine Delogie­
rung droht, vorbei“, sagt Hau­
ser. (mir)

Van Staa für Stärkung des Volksanwalts

Tirols Volksanwalt Josef Hauser und Landtagspräsident Herwig van Staa, 
der die Anwaltschaften insgesamt stärken will. Foto: Landtag

Innsbruck – Der Rechnungs-
hof hat in seinem jüngsten 
Bericht die Zusammenarbeit 
zwischen Staatsanwaltschaft 
und Kriminalpolizei kritisiert, 
die vor drei Jahren durch die 
Strafprozessordnung neu 
geregelt worden ist. Ziel der 
Überprüfung war die Beurtei-
lung der Effektivität und Effi-
zienz der Staatsanwaltschaf-
ten im Ermittlungsverfahren. 
Die Staatsanwaltschaften 

Innsbruck, Krems, Salzburg 
und Wels wurden anhand 
von 800 Ermittlungsverfah-
ren überprüft. 

Den Prüfern missfiel da-
bei, dass die Staatsanwalt-
schaften Anordnungen an die 
Polizei zu allgemein halten 
und dadurch ihre Leitungs-
kompetenz letztlich nicht 
genügend wahrnehmen. Vie-
le Ermittlungen seien durch 
Staatsanwälte auch nach Po-

lizeiermittlung ohne jegliche 
weitere Maßnahme einfach 
eingestellt worden. 

Auch monieren die Prüfer, 
dass es keine Möglichkeit gibt, 
in das „Tagebuch“ (behör-
deninterne Aktenaufzeich-
nung) Einsicht zu nehmen 
und somit den Grund für eine 
Verfahrenseinstellung zu er-
fahren. Handschriftliche Auf-
zeichnungen seien zudem zu 
digitalisieren und Parallelauf-

zeichnungen zu vermeiden. 
In Richtung des Jus-

tizministeriums ging die 
Anregung,  aufwendige 
Vorhabensberichte der Staats-
anwaltschaften durch kurze 
Informationen ohne Geneh-
migungspflicht durch das Mi-
nisterium zu ersetzen – und 
damit zu entpolitisieren. 

In einem Punkt hat sich der 
Bericht übrigens schon über-
lebt – kann seit 2011 doch 

jede Verfahrenspartei eine 
Einstellungsbegründung auf 
Wunsch anfordern. 

Im Übrigen zählt die Staats-
anwaltschaft Innsbruck ein-
deutig zu den besten der 
Überprüften: So liegen die 
Verfahrenseinstellungen nur 
bei 44,3 Prozent (Bundes-
schnitt 49,8 Prozent). Nir-
gendwo ist die Zeit mit 70 
Tagen auch kürzer bis zur 
Anklageerhebung (Salzburg 

93 Tage). Auch bei Einstel-
lungsentscheidungen liegen 
die 25 Innsbrucker Ankläger 
zeitlich im Spitzenfeld. Trotz-
dem wird bundesweit zur ge-
nauen Aufklärung nirgendwo 
so viel durch Staatsanwälte 
selbst einvernommen. Auch 
mit der Sonderzuständigkeit 
für Wirtschaftsstrafsachen 
nimmt Innsbruck erfreuli-
cherweise eine Sonderstel-
lung ein. (fell)

Rechnungshof drängt bei Staatsanwaltschaften auf mehr Klarheit


